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Frühgeschichte und Antike 
Die Himmelsscheibe von Nebra 
 
Die ältesten Siedlungsbelege auf dem Gebiet der heutigen Bundesrepublik Deutschland sind etwa 700.000 
Jahre alt, man geht von einer dauerhaften Besiedlung seit rund 500.000 Jahren aus. 
Erste schriftliche Erwähnung finden keltische und germanische Stämme bei den Griechen und Römern in der 
vorchristlichen Zeit. Um 500 v. Chr. war das heutige Süddeutschland keltisch und das heutige Norddeutschland 
germanisch besiedelt. Die Germanen wanderten im Laufe der Jahrhunderte südwärts, so dass um Christi Geburt 
die Donau die ungefähre Siedlungsgrenze zwischen Kelten und Germanen war. 
Von 58 v. Chr. bis etwa 455 n. Chr. gehörten die Gebiete links des Rheins sowie südlich der Donau zum 
Römischen Reich. 
Völkerwanderung und Mittelalter 
 
Nach dem Einfall der Hunnen 375 und zeitgleich mit dem Niedergang Westroms ab 395 setzte die 
Völkerwanderung ein, in deren Verlauf die germanischen Stämme immer weiter nach Südwesten zogen. In die 
fast menschenleeren Gebiete des heutigen Ostdeutschland wanderten am Ende der Spätantike im 7. Jahrhundert 
bis zur Elbe-Saale-Linie slawische Stämme ein. Weite Teile der Bevölkerung der heutigen ostdeutschen 
Bundesländer waren daher bis ins hohe Mittelalter slawisch geprägt (Germania Slavica). 
 
Der Hauptteil West- und Mitteleuropas wurde vom Frankenreich eingenommen, das heutige Norddeutschland 
wurde von den Sachsen beherrscht. 
Nach der blutigen Unterwerfung und Zwangsmissionierung der Sachsen unter Karl dem Großen erstreckte sich 
das Frankenreich bis zur Nordsee, der Eider und dem heutigen Österreich. Auf dem Höhepunkt der fränkischen 
Macht stellte Karl der Große einen Anspruch auf die Führungsmacht in Europa. 800 ließ er sich in Rom zum 
Kaiser krönen. Doch die Einheit seines Reiches währte nicht lange: Streitigkeiten unter seinen Nachfolgern 
bewirkten im Vertrag von Verdun (843) die Dreiteilung des Reiches in das Ostfrankenreich, unter König 
Ludwig Germanicus (später: „dem Deutschen“), das Westfrankenreich unter König Karl dem Kahlen und dem 
zwischen ihnen liegenden Königreich Lothars I., das den Namen Lotharingien erhielt. 
Heiliges Römisches Reich (962–1806) 
  
Als traditioneller Beginn der deutschen staatlichen Tradition wird oft der 2. Februar 962 angesehen, an dem 
Otto I. in Rom zum römisch-deutschen Kaiser gekrönt wurde. Der Terminus regnum teutonicum („deutsches 
Reich“) wurde ab dem 10. Jahrhundert als Bezeichnung für das Ostfrankenreich benutzt. 
Während sich das Westfrankenreich mit der Zeit zum französischen Zentralstaat entwickelte, blieb das 
Ostfrankenreich durch Territorialfürsten geprägt. Obwohl die Kaiser wiederholt versuchten, ihre Position zu 
stärken, blieb das Reich ein Verband souveräner großer, mittelgroßer und vieler Klein- und Kleinstterritorien 
sowie Freier Reichsstädte. Nach der Reformation und dem Dreißigjährigen Krieg hatte der Kaiser nur noch eine 
formale Machtstellung. 
 
Mit der Publikation seiner 95 Thesen gegen den Ablasshandel durch Martin Luther setzte 1517 die Reformation 
ein. 
In den Jahren 1522 bis 1526 wurde in etlichen Ländern und Städten des Reichs die Lehre Luthers eingeführt. 
Die schlechte Lage der Bauern hatte schon im 15. Jahrhundert zu regionalen Aufständen der Bauern geführt, 
während der Reformationszeit kam es 1524 bis 1526 zu einem Bauernkrieg. 1525 wurde ein Bauernheer unter 
Führung von Thomas Münzer bei Frankenhausen vernichtet. 
Unter dem Eindruck der Reformation begann die katholische Kirche eine innere Reform. Zudem setzte die 
Gegenreformation ein. Diese bestand zum einen in der Verfolgung von Zweiflern an der offiziellen päpstlichen 
Lehre durch die Inquisition, zum anderen entstanden neue Orden, von denen die Jesuiten eine führende Rolle 
bei der Rekatholisierung erlangten. 
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Im 17./18. Jahrhundert entwickelte sich nach französischem Vorbild der Absolutismus, der jedoch anders als 
dort nicht die Zentralgewalt, sondern einzelne (Landes-)Fürstentümer zu bürokratisch organisierten, modernen 
Staaten werden ließ. Manche Herrscher, insbesondere König Friedrich II. von Preußen, aber partiell auch seine 
kaiserlichen Dauerrivalen Maria Theresia, Franz I. und Joseph II., öffneten sich dem philosophischen Zeitgeist 
(Aufgeklärter Absolutismus). 
Dieser Zustand währte bis 1806, als Napoléon I. in seinen Eroberungskriegen Mitteleuropa überrannte und das 
schwache Reichsgebilde zum Einsturz brachte. 
Der letzte Kaiser des faktisch nur noch formell bestehenden Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation, 
Franz II., der erst 1804 auch Kaiser des österreichischen Vielvölkerstaates geworden war, legte daher die 
Reichskrone nieder. Damit erlosch das Reich.​
 
Rheinbund/Österreich/Preußen (1803/1806–1815) 
 
Unter Napoléons Einfluss war zwischen 1803 und 1806 die Anzahl der Staaten im Gebiet des „Alten Reiches“ 
von etwa 300 auf etwa 60 verringert worden. Flächenmäßige Nutznießer dieses Prozesses waren vor allem 
Preußen, Bayern, Württemberg und Baden. Die neuen Staaten waren teilweise im von Napoléon geschaffenen 
und kontrollierten Rheinbund vereinigt. Eigenständig blieben nur Österreich und Preußen. 
 
Der Deutsche Bund 1815–1866 
 
Nach der Niederlage Napoléons restaurierte der Wiener Kongress (1814–1815) weitgehend die alten 
monarchischen Herrschaftsverhältnisse. Im Deutschen Bund, einem von Österreich und Preußen dominierten 
Staatenbund, organisierten sich 38 Staaten. Der Bundestag, mit Sitz in Frankfurt am Main, bildete das 
Entscheidungsgremium. 1833/1834 wurde der Deutsche Zollverein geschaffen, in dem das wieder erstarkte 
Preußen dominierende Macht war. 
Am 1. März 1848 begann mit der Besetzung des Ständehauses des badischen Landtags in Karlsruhe die 
Märzrevolution. Durch Aufstände der Bürger mussten viele konservative Politiker ihren Platz räumen, unter 
ihnen der österreichische Staatskanzler Fürst Metternich, der noch im Wiener Kongress die Monarchie nach 
Napoléons Abtreten mitrestauriert und die Epoche seitdem geprägt hatte. 
Unter dem Druck der revolutionären Ereignisse in Berlin seit dem 6. März 1848 gab der preußische König 
Friedrich Wilhelm IV. zunächst nach, machte Zugeständnisse und akzeptierte vorerst die Einrichtung der 
Frankfurter Nationalversammlung. 
Am 23. Juli 1849 endete die Märzrevolution mit der Einnahme von Rastatt durch preußische Truppen. 
Bald danach kam es zur Kollision Preußens mit der Großmacht Österreich um die Vormachtstellung im 
Deutschen Bund, die zum Preußisch-Österreichischen Krieg (später auch „Deutscher Krieg“) von 1866 führte. 
Nachdem Preußen diesen Krieg für sich entschieden hatte, kam es zur Auflösung des Deutschen Bundes. 
Preußen annektierte etliche nord- und mitteldeutsche Kriegsgegner, so dass sich die Zahl der deutschen Staaten 
weiter verringerte. 
 
Norddeutscher Bund (1866–1871) 
 
1866 wurde zunächst als Militärbündnis der Norddeutsche Bund gegründet. Er bekam 1867 eine Verfassung, 
die ihn zum Bundesstaat machte. 
Die Gründung des Norddeutschen Bundes als souveränen Staat zum 1. Juli 1867 unter preußischer Führung 
leitete die sogenannte kleindeutsche Lösung ein. Diese zielte entsprechend der Intention Bismarcks auf eine 
staatliche Einigung deutscher Einzelstaaten unter der Hegemonie Preußens ohne die damalige Großmacht 
Österreich. 
 
Deutsches Kaiserreich (1871–1918) 
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Das Deutsche Reich wurde nach dem gewonnenen Deutsch-Französischen Krieg 1870/1871 und der 
Proklamation des preußischen Königs Wilhelm I. vom ehemaligen Amt des Vorsitzenden des Bundesrates zum 
Deutschen Kaiser im Spiegelsaal von Versailles ausgerufen. 
Mit der Reichsgründung wurden Gebiete eingegliedert, die noch nie oder lange nicht mehr zum Heiligen 
Römischen Reich gehört hatten. Dazu gehörten West-, Ostpreußen, das überwiegend polnischsprachige Gebiet 
Posen und Schleswig. Frankreich trat (deutsch- und französischsprachige) Teilgebiete der Regionen Lothringen 
und Elsass ab. 
Otto von Bismarck hatte als preußischer Ministerpräsident auf die Reichsgründung hingewirkt, maßgeblich die 
Verfassung entworfen und wurde nun erster Reichskanzler. Seine Politik stützte die Macht des monarchischen 
Staates, war aber flexibel und letztlich zwiespältig: 
Gegen die katholische Kirche führte er einen sogenannten Kulturkampf, in dessen Folge sogar Bischöfe 
inhaftiert wurden; inhaltlich waren die entsprechenden Gesetze (zur Schule, zur Ehe) oft eher liberal. 
Um die Liberalen zu schwächen, führte Bismarck bei Reichstagswahlen das demokratische Wahlrecht für alle 
Männer ein. Nationalliberale waren andererseits lange Zeit Partner Bismarcks. 
Seine anfangs aggressive Außenpolitik änderte sich ab der Reichsgründung zu einer Bündnispolitik, die ein 
defensives Bündnissystem schuf, mit Deutschland als halbhegemonialer Macht in der Mitte Europas. 
Im „Dreikaiserjahr“ 1888 kam Wilhelm II. an die Macht, der schon 1890 Bismarck zum Rücktritt zwang und 
die Außenpolitik in Richtung konfrontaler Großmacht- und Weltmachtpolitik änderte. Durch den neuen Kurs 
isolierte sich das Reich selber und ein neues Bündnissystem entstand. Das Attentat auf den österreichischen 
Thronfolger Franz Ferdinand löste im Jahre 1914 den Ersten Weltkrieg aus. Mehr als zwei Millionen deutsche 
Soldaten starben im Ersten Weltkrieg, rund 800.000 Zivilisten starben an Hunger. 
 
Weimarer Republik (1919–1933) 
Deutsches Reich 1919–1937 
 
Mit der deutschen Kapitulation 1918 und der Novemberrevolution endete nicht nur der Erste Weltkrieg, 
sondern auch die Monarchie im Deutschen Reich. Im Vertrag von Versailles wurden erhebliche 
Gebietsabtretungen sowie Reparationen festgelegt. 
Mit der Ausrufung der Republik wurde am 9. November 1918 das Kaisertum beendet. Am 30. November 1918 
erhielten die Frauen aktives und passives Wahlrecht. Die Revolutionsregierung aus rechten und linken 
Sozialdemokraten nannte sich „Rat der Volksbeauftragten“. Nach der Wahl der verfassunggebenden 
Nationalversammlung trat die Weimarer Verfassung am 11. August 1919 in Kraft. 
Es kam zu politischen Morden und Putschversuchen, von denen die wichtigsten der Kapp-Putsch 1920 und der 
Hitler-Ludendorff-Putsch 1923 waren. Wichtige Vertreter der demokratischen Kräfte wie Matthias Erzberger 
und Walther Rathenau wurden von nationalistischen Attentätern ermordet. Der erste Reichskanzler Philipp 
Scheidemann überlebte einen Anschlag nur knapp. Andererseits gab es mehrere Aufstände von Kommunisten, 
wie den Ruhraufstand 1920, die Märzkämpfe in Mitteldeutschland 1921 und den Hamburger Aufstand 1923. 
1929 wurde im Gefolge des Schwarzen Donnerstags, als durch den Zusammenbruch der New Yorker Börse die 
Weltwirtschaftskrise ausgelöst. Zu deren Höhepunkt 1932 gab es in Deutschland mehr als sechs Millionen 
Arbeitslose, die größtenteils in Elend lebten. Nach dem Erdrutschsieg der Nationalsozialisten 1930 verfügten 
die Reichskanzler, die in rascher Folge wechselten, über keine parlamentarische Mehrheit mehr. 
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